
können wir uns gerne über Ausnahmeregeln
und Übergangsfristen unterhalten. Aber das
Gesamtkonstrukt der Reform muss erhalten
bleiben, sonst ist  sie  nicht finanzierbar und
auch nicht ausgewogen. Angesichts einer
alternden Gesellschaft würde ich  uns  drin-
gend  raten,  die  Rentenreform mit  all  ihren
Elementen in  dieser Legislaturperiode ein-
zutüten.
SPIEGEL:  Bei  der  Landtagswahl in  Sachsen-
Anhalt haben Ihnen die  Debatten über die
Reformen offenbar geschadet. Die SPD tritt
deshalb schon auf die  Bremse.
Frei:  In  der Politik muss man  das, was man

als  notwendig erkannt hat, auch dann tun,
wenn es  unbequem ist  und nicht auf Beliebt-
heit  stößt. Einfach aus  Angst vor schlechten
Wahlergebnissen die Reformen auszusetzen,
wäre  unverantwortlich.
SPIEGEL: Gibt es  denn keinen Punkt, den Sie
nach dem Am-Triumph in  Sachsen-Anhalt
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rium zugeordnet ist.  Ich habe die  Rede von

Bärbel Bas vergangenen Freitag in der Haus-
haltsdebatte gehört. Sie hat bekräftigt, dass
sie  die  Dinge, die wir gemeinsam —  auch mit
ihr  —  im  Koalitionsausschuss beschlossen
haben, zügig in  Gesetzesform gießen will.
Ich  bin überzeugt, dass sie  diese Zusage ein-
lösen wird.
SPIEGEL: Können Sie  den Unmut über Bär-
bel  Bas  trotzdem nachvollziehen?
Frei:  Ich sage ganz klar: Eine Mehrheit gibt
es  für  uns  nur  in  dieser Koalition, und all
die  notwendigen Reformen können wir nur

in  dieser Konstellation schaffen. Klar  ist
aber  auch, dass wir  die  vereinbarten Maß-
nahmen jetzt zügig auf  den  Weg  bringen
müssen.
SPIEGEL: Die wohl wichtigste Reform dieser
Regierung ist  die  Rentenreform. Die  Vor-
schläge der Rentenkommission sollten eins
zu  eins umgesetzt werden. Gilt das nach dem
Wahldebakel von Sachsen-Anhalt noch?
Frei:  Der  Alterssicherungskommission ist
etwas Großartiges gelungen. Sie hat 33  Maß-
nahmen vorgeschlagen, die  viele  der  Pro-
bleme lösen können, die  Deutschland seit
Jahrzehnten vor sich herschiebt. Ja, die Ren-
tenbeiträge müssen dafür steigen. Aber dann
ist  unser  System für die nächsten 25, 3o  Jah-
re  mit  einem stabilen Rentenniveau auf-
gestellt. Mithilfe der  Kapitalrente wird das
Niveau ab  den Vierzigerjahren sogar wieder

steigen. Das  ist  eine gute Nachricht für  alle
Generationen. Ich bin felsenfest davon über-
zeugt, dass wir das  Konzept in Gänze durch-
setzen sollten.
SPIEGEL: Nun stellt sich eine breite Koalition
aus  Ministerpräsidenten von CDU und SPD

gegen die  geplante Abschaffung der  soge-
nannten Rente mit 63. Zerbröselt damit die
ganze Reform?
Frei:  Die Rente betrifft Menschen unmittel-
bar.  Weil es  sich für viele um  eine Existenz-
frage  handelt, braucht es  für  diese Reform
breite Akzeptanz in der Bevölkerung. Daher

Kritiker verlieren gern aus  dem Blick, dass
die  Einigung mit der SPD drei Teile umfasst:
die  Einkommensteuerreform, Arbeitsmarkt-
reformen und  den  Bürokratieabbau. Bei
den  Arbeitsmarktreformen haben wir als
Union sehr viel durchgesetzt —  zum Beispiel
die  sachgrundlose Befristung von Arbeits-
verträgen: Die SPD wollte sie  komplett ab-
schaffen. Wir  haben die  Verdopplung der
maximalen Dauer von  24  auf  48  Monate
erreicht.  Somit ermöglichen wir  Arbeitge-
bern,  auf veränderte Auftragslagen flexibel
zu  reagieren.
SPIEGEL:  Bislang ist  von  diesen Arbeits-
marktgesetzen aber wenig in Sicht. Der Vor-
sitzende des  einflussreichen Parlaments-
kreises  Mittelstand, Christian von  Stetten,
verlangt schon die  Ablösung von  Arbeits-
ministerin Bärbel Bas.
Frei:  Die  Frage, wer Mitglied der Regierung
ist,  beantwortet die  Partei, der das Ministe-

Meine  Aufgabe ist  es,  diese  Fraktion mit

ihren  208  Abgeordneten
halten und dafür zu  sorgen, dass wir
re  Reformvorhaben geschlossen über die
Ziellinie bringen. Das  tue  ich.  Und dabei
werde ich  auch der  Regierung gegenüber
selbstbewusst die  Sicht  der  Fraktion
treten.
SPIEGEL: Gehen wir  die  größten Vorhaben
durch.  Bei  der  Einkommensteuerreform
droht  eine  Blockade. Im  Haus von

schaftsministerin Katherina Reiche ist  die
Rede  von  einer  »heimlichen
hung«. In der Unionsfraktion sind angeblich
20  Leute dagegen. Ist  die Reform damit ohne
Mehrheit?
Frei:  Viele  in  der  Union hätten sich
wünscht, dass  die  Entlastungen durch die
Einkommensteuerreform größer
Auch mir  gefällt es  nicht, dass wir  die  kalte
Progression bislang nicht  komplett
gleichen können. Eine  Lohnerhöhung, die
nur  die  Inflation ausgleicht, führt dann zu

mehr  Einkommensteuer, obwohl die
kraft  nicht  steigt. Aber die
steuerreform ist  eben an unsere finanziellen
Möglichkeiten gebunden. Wir  mussten im
Haushalt Schwerpunkte setzen. Der
freibetrag wird erhöht, der Kinderfreibetrag
und der  Arbeitnehmerpauschbetrag
Damit werden Familien und Arbeitnehmer
deutlich entlastet. Jetzt sollten wir  erst mal
die  genauen Zahlen zur kalten Progression
abwarten und dann daraus die  weiteren

Schlussfolgerungen ziehen.
SPIEGEL: Der  Vorwurf von  einigen in
CDU ist,  dass sich die  Union bei  der
reform von  der  SPD  hat  über den  Tisch
ziehen lassen.
Frei:  Niemand hat  sich über den Tisch
hen  lassen, die Union am  allerwenigsten. Die

versammeln. Einige sagen: Dazu sind Sie
zu  nett.
Frei:  Das  ist  nicht die  unangenehmste
schreibung, die ich mir vorstellen kann. Bei
meiner Wahl zum  Fraktionsvorsitzenden
habe  ich  ein  starkes Mandat

SPIEGEL: Herr Frei, inzwischen sagen selbst
CDU-Leute: Mit  diesem Kanzler ist  keine
Wahl mehr zu  gewinnen. Macht Ihnen das
Angst?
Frei:  Die Nervosität ist Ausdruck schlechter
Wahlergebnisse und schlechter
werte.  Umso wichtiger ist  das  klare  Signal
der  CDU-Ministerpräsidenten, die
sen  hinter dem Kanzler stehen. Was  wir  in
dieser Zeit brauchen, ist  Verlässlichkeit und
entschlossenes Handeln. Es  geht um

lität  für  Deutschland und Europa.
SPIEGEL: Wir können uns nicht erinnern, dass
aus  den  eigenen Reihen schon mal so

siv  gegen einen Kanzler geschossen
Einige  der härtesten Äußerungen kommen
aus  der Unionsfraktion.
Frei:  Wer  glaubt, dass  wir  mit
batten irgendeines der  drängenden
me  dieser Zeit lösen, befindet sich auf einem

Irrweg. Wir müssen einen enormen

stau  auflösen: bei  den sozialen
systemen, bei  der  langfristigen
versorgung, der überbordenden
der  Steuer- und Abgabenlast. Diese
gaben müsste jeder bewältigen, der die
desregierung anführt. Da  darf  man  sich
nichts vormachen.
SPIEGEL: Trotzdem entwerfen maßgebliche
Leute in der Union hinter den Kulissen
lertauschszenarien.
Frei:  Das  Problem dieser Regierung ist  ein
anderes. Wir  haben uns  im
schuss  Anfang Juli  auf  ein  großes
paket geeinigt, das von Geben und Nehmen
geprägt war.  Das war  ein  Erfolg. Aber nun

kommen im Tagesrhythmus Teilnehmer
ses  Koalitionsausschusses und relativieren
die  Einigung oder nehmen sogar Teile
rück.  Das  wirft  kein  gutes  Licht auf  die
Koalition.
SPIEGEL: Gehen Sie davon aus, dass der
deskanzler Ende des Jahres noch Friedrich
Merz heißen wird?
Frei:  Ja,  davon gehe ich  fest  aus.  Friedrich
Merz bleibt Kanzler.
SPIEGEL:  Ihre  Aufgabe als
sitzender ist  es,  die  Unionsfraktion hinter
dem  Kanzler und der  Regierungspolitik zu

Frei,  53,  gilt als  einer der  loyalsten Verbün-
deten von Friedrich Merz. Bis Juli steuerte

der  CDU-Mann noch als  Kanzleramtschef
die  Regierungszentrale, seit  dem Kabinetts-
umbau soll er Merz als Fraktionsvorsitzender
den Rücken freihalten.

Parlament Kanzlertausch, Minderheitsregierung? Unionsfraktionschef

Thorsten Frei  warnt vor den  Gedankenspielen in  der  CDU.

»Friedrich Merz bleibt Kanzler«



solches  Szenario wäre  das  Ende für  die
Union. Das  machen wir ganz sicher nicht.
SPIEGEL: Muss der  Kanzler die
frage  stellen, etwa verknüpft mit dem
halt? Womöglich könnte ihn das
Frei:  Die  Vertrauensfrage ist  nicht
dig.  Unsere Koalition ist  handlungsfähig. Wir
haben eine Mehrheit von  zwölf Stimmen
im Deutschen Bundestag. Das ist  nicht
aber ausreichend. Wir haben den
unsere  Fraktionen hinter unseren

samen  Vorhaben zu  versammeln. Auch
wenn  wir  beim Haushalt noch  knifflige
Fragen lösen müssen, bin ich überzeugt, wir
werden das hinbekommen.
Interview: Maria Fiedler, Paul-Anton Krüger  S

abhängig zu  sein?
Frei:  Eine Minderheitsregierung wäre
sinn.  Es  ist  eine  Illusion zu  glauben, wir
könnten uns unsere Mehrheit mal links, mal
rechts  suchen. Die  unbequemen
die  notwendig sind, würde eine

regierung niemals ins  Werk setzen können.
Die  AfD würde eine Minderheitsregierung
am  Nasenring durch die Manege führen. Ein

Diese  politische Wende haben wir  nicht
wegen der AfD, sondern aus  Überzeugung
vollzogen, und sie  muss  weitergehen. Wir
sind  noch nicht am  Ziel.
SPIEGEL: Was halten Sie von der Idee, CDU
und  CSU könnten mit  wechselnden
heiten regieren, um nicht länger von der SPD

nispartnern und vom  Binnenmarkt abzu-
wenden, wäre  für  unsere  exportorientier-
te  Volkswirtschaft eine  Katastrophe. Und
Herr  Siegmund meint, dass  die  Rüstungs-
güter, die wir  produzieren, nicht zur  Vertei-
digung  gegen Feinde von  außen eingesetzt
werden sollten, sondern gegen Menschen
mit  Migrationshintergrund. Das  ist  men-

schenverachtend. Da  gibt es  null Gemein-
samkeit.
SPIEGEL: Bei  der  Migrationspolitik sehen
einige  Parteifreunde von  Ihnen durchaus
Gemeinsamkeiten mit  der AfD.
Frei:  Wir haben über Jahre zu viel Migration
nach Deutschland gehabt, die  zudem unge-
ordnet verlief. Das hat Alexander Dobrindt
als  Innenminister geändert. Infolgedessen
sind  die  Asylzahlen binnen zwei Jahren

überdenken?
Frei:  Ein Punkt, der  sicherlich zu  Unzufrie-
denheit geführt hat, war  die  Gesundheits-
reform. Wir  standen unter dem Druck, uns

um  Einsparungen bemühen zu  müssen, be-
vor  wir  die  strukturellen Verbesserungen
für  die  Patienten in  Angriff nehmen konn-
ten.  Nur so  konnten wir  verhindern, dass
die  Beiträge der  Krankenkassen nächstes
Jahr  weiter steigen. Die  Verbesserungen
im  System holen wir  zügig  nach.  Dann
ändert sich  hoffentlich die  Bewertung der
Menschen.
SPIEGEL: Einige in  der  CDU fordern nach
der  Landtagswahl in  Sachsen-Anhalt, Ge-
spräche mit der AfD zu führen. Parteichefin
Alice  Weidel und der  Wahlsieger in  Sach-
sen-Anhalt, Ulrich Siegmund, bieten diese
Gespräche auch an.

Frei:  Ich  halte davon gar nichts. Wir haben
keine inhaltliche Schnittmenge mit der AfD.
Im  Gegenteil: Wir haben völlig unterschied-
liche  Vorstellungen davon, wohin sich unser

Land entwickeln sollte. Frau Weidel möch-
te,  dass Deutschland aus  der Nato, der  EU
und dem Euro austritt. Sich von  den Bünd-
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